
Vorabentscheidungsersuchen des Nejvyšši správní soud 
(Tschechische Republik), eingereicht am 22. Juli 2011 — 

CS AGRO Ronov s. r. o./Ministerstvo zemědělství 

(Rechtssache C-390/11) 

(2011/C 311/28) 

Verfahrenssprache: Tschechisch 

Vorlegendes Gericht 

Nejvyšši správní soud 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Klägerin: CS AGRO Ronov s. r. o. 

Beklagter: Ministerstvo zemědělství 

Vorlagefragen 

1. Ist Art. 4a Abs. 1 der Verordnung (EG) Nr. 320/2006 in der 
Fassung der Verordnung (EG) Nr. 1261/2007 ( 1 ) des Rates 
so auszulegen, dass unter der Verpflichtung des jeweiligen 
Erzeugers, dem Unternehmen, mit dem er im vorangegan
genen Wirtschaftsjahr einen Liefervertrag geschlossen hat, 
nicht länger eine bestimmte Menge von Quotenzuckerrüben 
zu liefern, eine einseitige Erklärung des Erzeugers dahin 
gehend zu verstehen ist, dass er im Wirtschaftsjahr 2008/09 
keine Zuckerrüben liefern werde, oder ist unter einer sol
chen Verpflichtung eine schriftliche Beendigung des Ver
tragsverhältnisses des Erzeugers mit dem Zuckerunterneh
men über die Lieferung von Zuckerrüben für das genannte 
Wirtschaftsjahr zu verstehen? 

2. Kann der Umstand, dass eine Vertragspartei ein in einer 
unmittelbar geltenden unionsrechtlichen Vorschrift vorgese
henes Vorgehen nutzt, die Nichtdurchsetzbarkeit einer Ver
pflichtung dieser Vertragspartei, die auf einem gültigen Ver
trag zwischen Privatrechtssubjekten beruht, zur Folge haben 
— unter der Voraussetzung, dass der anderen Vertragspartei 
infolge dieses Umstands Mittel aus dem Staatshaushalt 
gewährt werden? 

( 1 ) ABl. L 58, S. 42. 

Vorabentscheidungsersuchen des Bundesfinanzhofs 
(Deutschland) eingereicht am 27. Juli 2011 — BLV Wohn- 

und Gewerbebau GmbH gegen Finanzamt Lüdenscheid 

(Rechtssache C-395/11) 

(2011/C 311/29) 

Verfahrenssprache: Deutsch 

Vorlegendes Gericht 

Bundesfinanzhof 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Klägerin: BLV Wohn- und Gewerbebau GmbH 

Beklagter: Finanzamt Lüdenscheid 

Weitere Beteiligte: Rolf & Co. OHG 

Vorlagefragen 

1. Umfasst der Begriff der Bauleistungen i. S. von Art. 2 Nr. 1 
der Ermächtigung 2004/290/EG ( 1 ) neben Dienstleistungen 
auch Lieferungen? 

2. Falls sich die Ermächtigung zur Bestimmung des Leistungs
empfängers als Steuerschuldner auch auf Lieferungen er
streckt: 

Ist der ermächtigte Mitgliedstaat berechtigt, die Ermächti
gung nur teilweise für bestimmte Untergruppen wie einzelne 
Arten von Bauleistungen und für Leistungen an bestimmte 
Leistungsempfänger auszuüben? 

3. Falls der Mitgliedstaat zu einer Untergruppenbildung berech
tigt ist: Bestehen für den Mitgliedstaat Beschränkungen bei 
der Untergruppenbildung? 

4. Falls der Mitgliedstaat zu einer Untergruppenbildung all
gemein (s. oben Frage 2) oder aufgrund nicht beachteter 
Beschränkungen (s. oben Frage 3) nicht berechtigt ist: 

a) Welche Rechtsfolgen ergeben sich aus einer unzulässigen 
Untergruppenbildung? 

b) Führt eine unzulässige Untergruppenbildung dazu, dass 
die Vorschrift des nationalen Rechts nur zugunsten ein
zelner Steuerpflichtiger oder allgemein nicht anzuwenden 
ist? 

( 1 ) 2004/290/EG: Entscheidung des Rates vom 30. März 2004 zur 
Ermächtigung Deutschlands zur Anwendung einer von Artikel 21 
der Sechsten Richtlinie 77/388/EWG des Rates zur Harmonisierung 
der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über die Umsatzsteuern 
abweichenden Regelung, ABl. L 94, S. 59. 

Vorabentscheidungsersuchen des Bundesgerichtshofs 
(Deutschland) eingereicht am 28. Juli 2011 — Josef 

Egbringhoff gegen Stadtwerke Ahaus GmbH 

(Rechtssache C-400/11) 

(2011/C 311/30) 

Verfahrenssprache: Deutsch 

Vorlegendes Gericht 

Bundesgerichtshof 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Kläger: Josef Egbringhoff 

Beklagte: Stadtwerke Ahaus GmbH
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Vorlagefrage 

Ist Art. 3 Abs. 5 in Verbindung mit Anhang A Buchst. b und/ 
oder c der Richtlinie 2003/54/EG des Europäischen Parlaments 
und des Rates ( 1 ) dahin auszulegen, dass eine nationale gesetz
liche Regelung über Preisänderungen in Stromlieferungsverträ
gen mit Haushalts-Kunden, die im Rahmen der allgemeinen 
Versorgungspflicht beliefert werden (Tarifkunden), den Anforde
rungen an das erforderliche Maß an Transparenz genügt, wenn 
in ihr Anlass, Voraussetzungen und Umfang einer Preisänderung 
zwar nicht wiedergegeben sind, jedoch sichergestellt ist, dass das 
Stromversorgungsunternehmen seinen Kunden jede Preiserhö
hung mit angemessener Frist im Voraus mitteilt und den Kun
den das Recht zusteht, sich durch Kündigung vom Vertrag zu 
lösen, wenn sie die ihnen mitgeteilten geänderten Bedingungen 
nicht akzeptieren wollen? 

( 1 ) Richtlinie 2003/54/EG des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 26. Juni 2003 über gemeinsame Vorschriften für den Elektri
zitätsbinnenmarkt und zur Aufhebung der Richtlinie 96/92/EG — 
Erklärungen zu Stilllegungen und Abfallbewirtschaftungsmaßnah
men, ABl. L 176, S. 37. 

Vorabentscheidungsersuchen des Nejvyšši správní soud 
(Tschechische Republik), eingereicht am 28. Juli 2011 — 

Blanka Soukupová/Ministerstvo zemědělství 

(Rechtssache C-401/11) 

(2011/C 311/31) 

Verfahrenssprache: Tschechisch 

Vorlegendes Gericht 

Nejvyšši správní soud 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Klägerin: Blanka Soukupová 

Beklagter: Ministerstvo zemědělství 

Vorlagefragen 

1. Kann der Begriff „normales Ruhestandsalter“ zum Zeitpunkt 
der Übergabe eines landwirtschaftlichen Betriebs gemäß Art. 
11 der Verordnung (EG) Nr. 1257/1999 des Rates vom 17. 
Mai 1999 über die Förderung der Entwicklung des ländli
chen Raums durch den Europäischen Ausrichtungs- und 
Garantiefonds für die Landwirtschaft (EAGFL) und zur Än
derung bzw. Aufhebung bestimmter Verordnungen ( 1 ) aus
gelegt werden als das nach dem innerstaatlichen Recht bei 
einem konkreten Antragsteller „für den Anspruch auf Alters
rente erforderliche Alter“? 

2. Ist es im Fall der Bejahung der ersten Frage im Einklang mit 
dem Recht und den allgemeinen Rechtsgrundsätzen der Eu
ropäischen Union zulässig, dass das „normale Ruhestands
alter“ zum Zeitpunkt der Übergabe eines landwirtschaftli

chen Betriebs bei einzelnen Antragstellern in Abhängigkeit 
von ihrem Geschlecht und der Anzahl der aufgezogenen 
Kinder unterschiedlich festgesetzt wird? 

3. Welche Kriterien hat das nationale Gericht im Fall einer 
Verneinung der ersten Frage bei der Auslegung des Begriffs 
„normales Ruhestandsalter“ zum Zeitpunkt der Übergabe 
eines landwirtschaftlichen Betriebs gemäß Art. 11 der Ver
ordnung (EG) Nr. 1257/1999 des Rates über die Förderung 
der Entwicklung des ländlichen Raums durch den Europäi
schen Ausrichtungs- und Garantiefonds für die Landwirt
schaft (EAGFL) und zur Änderung bzw. Aufhebung be
stimmter Verordnungen heranzuziehen? 

( 1 ) ABl. L 160, S. 80. 

Rechtsmittel, eingelegt am 28. Juli 2011 von der 
Europäischen Kommission gegen das Urteil des Gerichts 
vom 17. Mai 2011 in der Rechtssache T-1/08, Buczek 

Automotive/Kommission 

(Rechtssache C-405/11 P) 

(2011/C 311/32) 

Verfahrenssprache: Polnisch 

Verfahrensbeteiligte 

Rechtsmittelführerin: Europäische Kommission (Prozessbevoll
mächtigte: A. Stobiecka-Kuik und T. Maxian Rusche) 

Andere Verfahrensbeteiligte: Buczek Automotive Sp. z o.o., Repu
blik Polen 

Anträge 

Die Rechtsmittelführerin beantragt, 

— das Urteil des Gerichts vom 17. Mai 2011 in der Rechts
sache T-1/08, Buczek Automotive Sp. z o.o./Kommission, 
aufzuheben, soweit darin die angefochtene Entscheidung 
für nichtig erklärt wird; 

— den Rechtsstreit hinsichtlich der Punkte, die Gegenstand des 
vorliegenden Rechtsmittels sind, endgültig zu entscheiden; 

— die Rechtssache hinsichtlich der übrigen Vorwürfe, die im 
erstinstanzlichen Verfahren erhoben wurden, zur erneuten 
Prüfung an das Gericht zurückzuverweisen; 

— die Kostenentscheidung vorzubehalten. 

Rechtsmittelgründe und wesentliche Argumente 

Die Kommission macht zwei Rechtsmittelgründe geltend, und 
zwar einen Verstoß gegen Art. 107 Abs. 1 AEUV sowie einen 
Verstoß gegen Art. 107 Abs. 1 AEUV in Verbindung mit Art. 
296 AEUV und gegen das Protokoll Nr. 8 der Beitrittsakte von 
2004 über die Umstrukturierung der polnischen Stahlindus
trie ( 1 ) (im Folgenden: Protokoll Nr. 8).
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